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Leipzig (cs) – Die stockende
Entwicklung der Konjunktur
in Deutschland wird auch
weiterhin ihre Schatten auf
die Handwerkswirtschaft
werfen. Hatte sich der Kon-
junkturabschwung im Hand-
werk im Jahre 2002 bereits
dramatisch verschärft, wird
sich die Situation, folgt man
den jüngsten Prognosen des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) zur
wirtschaftlichen Entwick-
lung Deutschlands, wohl
noch weiter zuspitzen. In sei-
nem am 7.01.03 veröffent-
lichten Konjunktur-Ausblick
senkte das DIW seine Wachs-
tumsprognose für das Jahr
2003 von zuletzt 0,9% auf
0,6% und rechnet somit auch
für 2004 nur mit einem Zu-
wachs des Bruttoinlandspro-
dukts (BIP) von höchstens ei-
nem Prozent. Eine schwache
Binnenkonjunktur war und

wird demnach auch künftig
der Hauptgrund sein, der die
Umsatzkurve des Hand-
werks immer weiter nach un-
ten zieht. Dabei lag der An-
teil des Handwerks am Brut-
toinlandsprodukt im vergan-
genen Jahr bereits unter 10%
gegenüber 13% im Jahr 1995
(Quelle: Dt. Handwerks Zei-
tung). Nach Auffassung des
DIW resultiert die anhaltend
schwache Binnenkonjunk-
tur vor allem aus der Steuer-
und Abgabenpolitik der rot-
grünen Koalition. Steuerer-
höhungen sowie die spürba-
ren Anhebungen der Bei-
tragssätze zur Sozialversi-
cherung ließen das
verfügbare Einkommen
kaum steigen. Die daraus re-
sultierende Kaufzurückhal-
tung der Verbraucher wird
folglich auch weiterhin die
Geschäftstätigkeit der am
Endverbraucher orientier-

ten Handwerkszweige hem-
men. Auch das Zahntechni-
ker-Handwerk musste für
2002 eine Verschlechterung
seiner Geschäftstätigkeit
hinnehmen. Hatte sich die
Lage 2001 noch etwas ent-
spannt, verzeichnete man
wenig später bereits deutli-
che Umsatzverluste. Gleich-
zeitig sorgten ungenügende
Preisanpassungen für zahn-
technische Leistungen in
den gesetzlichen Kranken-
kassen für erheblichen
Druck innerhalb der Bran-
che. Die schlechte konjunk-
turelle Situation des Zahn-
techniker-Handwerks spie-
gelt sich auch im ersten
Rücklauf unseres Fragebo-
gens „Wie geht’s uns denn
heute?“ wider, den wir Ihnen
in der Dezember-Ausgabe
vorstellten.
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Kein Licht am Ende
des Tunnels
Düstere Wachstumsprognose des DIW verschärft Situation der Handwerks-
wirtschaft
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Leipzig (cs) – Noch bis vor
wenigen Monaten schien in
der Gesundheitspolitik alles
klar zu sein. Eine „Effizienz-
revolution“ sollte durch
mehr Wettbewerb, verän-
derte Formen der Vertrags-
gestaltung sowie Angebote
der integrierten Versorgung
finanzielle Ressourcen er-
schließen, um das Gesund-
heitswesen weiter finanzier-
bar zu erhalten. Sozialmi-
nisterin Ulla Schmidt war 
eigens dafür von Kanzler
Schröder beauftragt wor-
den. Wie das Ganze finan-
ziert werden sollte, sparte
man allerdings schon da
aus. Als dann im Herbst die
Rürup-Kommission ins Le-
ben gerufen wurde, hoffte
man endlich die Lösung al-

ler Probleme gefunden zu
haben. Ein 26-köpfiges Ex-
pertengremium sollte nun
Ideen liefern, wie die so-
zialen Sicherungssysteme
künftig finanziert werden
sollen.
Für erste größere Verwirrung
sorgte dann das so genannte
„Strategiepapier“ zur Ge-
sundheitspolitik, welches
das Kanzleramt kurz vor
Weihnachten vorlegte.
Neben „Beitragsrückerstat-
tungen für kostenfreie 
Jahre“ sowie der Möglichkeit
der Aufsplittung in eine 
„Grund- und Wahlversor-
gung“ spricht man sich darin
ebenfalls für „Wahltarife mit
Eigenleistungen aus“,obwohl
Ministerin Schmidt doch stets
betont hatte, dass es jene

Wahltarife in der gesetzlichen
Krankenversicherung mit ihr
nicht geben werde.
Kaum war die Rürup-Kom-
mission ins Leben gerufen,
sorgten deren Mitglieder be-
reits für weiteren Diskus-
sionsstoff. Jüngster Streit-
punkt sind die Vorschläge
des Freiburger Professors
und Kommissionsmitglieds
Bernd Raffelhüschen zur ge-
setzlichen Krankenversi-
cherung. Ginge es nach ihm,
sollten die Kassenleistun-
gen für Zahnbehandlungen
und Zahnersatz ab 2005 in
jährlichen Schritten um je
zehn Prozent verringert und
ab 2014 dann ganz gestri-
chen werden.
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Wirbel um Reformen
im Gesundheitswesen
Mittelfristige Streichung von Zahnbehandlungen und Zahnersatz aus GKV-
Leistungskatalog geplant

Leipzig (cs) – Bundeskanzler
Gerhard Schröder (SPD)
will die angekündigten Re-
formen im Gesundheitswe-
sen offenbar schneller um-
setzen als bisher geplant.
„Noch vor der Sommer-
pause erwarte man den Be-
richt der Rürup-Kommis-
sion“,sagte Regierungsspre-
cher Bela Anda gegenüber
dem „Tagesspiegel“.
Nachdem zuerst von Herbst
die Rede war, soll der Kom-
missionsvorsitzende Bert
Rürup nun bereits im Mai
eine erste Richtung der an-
gestrebten Reformen der
Einnahmeseite im Gesund-
heitswesen vorlegen. Denn
spätestens Ende Mai muss
Bundesfinanzminister Hans
Eichel dann der EU-Kom-

mission Rede und Antwort
stehen und die Auswirkun-
gen der Reformvorhaben
auf die Sozialkassen und öf-
fentlichen Haushalte vortra-
gen.
Während sich die Rürup-
Kommission vordergründig
mit dem Erschließen neuer
Finanzquellen für die Kas-
sen befassen sollte,hatte So-
zialministerin Ulla Schmidt
für das Jahr 2003 eine 
Strukturreform angekün-
digt, die sich hauptsächlich
mit der Ausgabenseite im
Gesundheitswesen ausein-
andersetzt. Sie wird nun ih-
ren Reformfahrplan eben-
falls kräftig straffen müs-
sen. Schließlich hatte man
sich während eines Ge-
sprächs mit dem Kanzler

darauf geeinigt, dass die
Überlegungen des Bundes-
gesundheitsministeriums
auch in die Arbeit der Rürup-
Kommission einfließen sol-
len. Zudem hatte sie bereits
vor Weihnachten enormen
Druck von Seiten des Kanz-
leramts erfahren, als dieses
das so genannte „Strategie-
papier“ zur Gesundheitspo-
litik vorlegte. Darin hatte
sich eine Arbeitsgruppe im
Kanzleramt unter anderem
für Wahltarife in der gesetz-
lichen Krankenversiche-
rung ausgesprochen. Ob die
Reformvorschläge von Re-
gierung und Rürup-Kom-
mission nun noch dieses
Jahr in einem gemeinsamen
Gesetzespaket geregelt wer-
den, bleibt abzuwarten.

Kanzler drückt auf das
Tempo
Bericht der Rürup-Kommission bereits im Sommer erwartet


